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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen der Trebbiner FahrzeugFabrik GmbH 
 
I.  Geltungsbereich 
 
1. Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Verkäufers erfolgen ausschließlich aufgrund 

dieser Geschäftsbedingungen. Diese gelten somit auch für alle künftigen 
Geschäftsbeziehungen, auch wenn Sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. 
Spätestens mit der Entgegennahme der Ware oder Leistung gelten diese Bedingungen als 
angenommen. 

2. Entgegenstehende oder von diesen Bedingungen abweichende Geschäftsbedingungen, 
insbesondere Einkaufsbedingungen, werden von uns nicht anerkannt. Dies gilt auch für den 
Fall, daß die Lieferung vorbehaltlos ausgeführt wird, nachdem der Besteller unseren 
Bedingungen widersprochen hat. 

3. Alle Vereinbarungen, die zwischen dem Verkäufer und dem Käufer zwecks Ausführung 
dieses Vertrages getroffen werden, sind in diesem Vertrag schriftlich niederzulegen. 

 
II. Angebot und Vertragsschluß 
 
1.  Die Angebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich. 
2.  Der Käufer ist an seine Bestellung 6 Wochen ab Bestelldatum gebunden. Der Kaufvertrag ist 

abgeschlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der Bestellung des näher bezeichneten 
Kaufgegenstandes innerhalb dieser Frist schriftlich bestätigt hat oder der Kaufgegenstand 
ausgeliefert ist. Der Verkäufer wird eine etwaige Ablehnung der Bestellung unverzüglich 
nach Klärung der Lieferbarkeit schriftlich mitteilen. 

3.  Sämtliche Vereinbarungen sind schriftlich niederzulegen. Das gilt auch für Nebenabreden 
und Zusicherungen sowie für nachträgliche Vertragsänderungen. Zeichnungen, 
Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, wenn dies 
ausdrücklich schriftlich vereinbart wird.  

4.  Die Verkaufsangestellten des Verkäufers sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden zu 
treffen oder mündliche Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des schriftlichen 
Vertrages hinausgehen. 

 
III. Preise 
 
1. Die Preise der Kaufgegenstände verstehen sich ab Lieferwerk ohne Skonto und sonstige 

Nachlässe zzgl. Umsatzsteuer. Vereinbarte Nebenleistungen wie Überführungskosten u.a. 
werden zusätzlich berechnet. Die Verpackung wird billigst berechnet und nicht 
zurückgenommen. 

2. Preisänderungen sind nur zulässig, wenn zwischen Vertragsabschluß und vereinbartem 
Liefertermin mehr als 4 Monate liegen. In diesen Fällen gilt der am Tag der Lieferung 
gültige Preis des Verkäufers. Bei Lieferung innerhalb von 4 Monaten gilt in jedem Falle der 
am Tag des Vertragsabschlusses gültige Preis. Änderungen des Umsatzsteuersatzes 
berechtigen beide Teile zur entsprechenden Preisanpassung.  
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3. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Kaufmann, bei dem der Vertrag zum Betrieb seines 
Handelsgewerbes gehört, so gilt in jedem Falle der am Tag der Lieferung gültige Preis des 
Verkäufers.  

 
 
IV. Zahlung und Zahlungsverzug 
 
1. Soweit nicht anders vereinbart, sind die Rechnungen des Verkäufers bei Übergabe des 

Kaufgegenstandes - spätestens jedoch 8 Tage nach Zugang der Bereitstellungsanzeige und 
Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig.  

2. Sind Teilzahlungen vereinbart, wird die gesamte Restschuld sofort zur Zahlung fällig, wenn 
a)  der Käufer, der als Kaufmann in das Handelsregister eingetragen ist, mit einer Rate 14 

Tage in Rückstand kommt, er seine Zahlungen einstellt oder über sein Vermögen das 
Konkurs-, Vergleichs- oder Gesamtvollstreckungsverfahren beantragt ist, 

b)  der Käufer, der nicht als Kaufmann in das Handelsregister eingetragen ist, mindestens mit 
zwei aufeinanderfolgenden Raten ganz oder teilweise in Rückstand kommt und der 
rückständige Betrag mindestens 1/10 des Kaufpreises beträgt. 

3.  Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der Verkäufer über den Betrag verfügen kann.    
Sind als Zahlungsmittel Scheck, Wechsel oder Zahlungsanweisungen vereinbart, werden sie 
nur zahlungshalber angenommen, Einziehungs- und Diskontspesen gehen zu Lasten des 
Käufers. 

4.  Gerät der Käufer mit Zahlungen in Verzug, so ist der Verkäufer berechtigt, von dem 
betreffenden Zeitpunkt ab Zinsen in Höhe von 3 % über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank als pauschalen Schadensersatz zu verlangen. Sie sind dann niedriger 
anzusetzen, wenn der Käufer eine geringere Belastung nachweist; der Nachweis eines 
höheren Schadens durch den Verkäufer ist zulässig. 

Daneben kann der Verkäufer in diesem Falle unbeschadet der sich aus Abschnitt VII. 
 ergebenden Rechte nach Setzung einer angemessenen Frist vom Vertrag zurücktreten oder 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
5.  Der Käufer ist zur Aufrechnung, Zurückbehaltung oder Minderung, auch wenn Mängelrügen 

oder Gegenansprüche geltend gemacht werden, nur berechtigt, wenn die Gegenansprüche 
rechtskräftig festgestellt worden oder unstreitig sind. Zur Zurückbehaltung ist der Käufer 
jedoch auch wegen Gegenansprüchen aus demselben Vertragsverhältnis berechtigt. 

6.  Der Verkäufer ist berechtigt, trotz anders lautender Bestimmungen des Käufers  Zahlungen 
zunächst auf dessen ältere Schulden anzurechnen, und wird den Käufer über die Art der 
erfolgten Verrechnung informieren. Sind bereits Kosten und Zinsen entstanden, so ist der 
Verkäufer berechtigt, die Zahlung zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt 
auf die Hauptleistung anzurechnen. 

 
V. Liefer- und Leistungszeit 
 
1. Liefertermine oder -fristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, 

bedürfen der Schriftform. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluß. Werden 
nachträgliche Vertragsänderungen vereinbart, ist erforderlichenfalls gleichzeitig ein 
Liefertermin oder eine Lieferfrist erneut zu vereinbaren. 

2. Der Käufer kann 6 Wochen nach Überschreitung eines unverbindlichen Liefertermins oder 
einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer schriftlich auffordern, binnen angemessener 
Frist zu liefern. Mit dieser Mahnung kommt der Verkäufer in Verzug. Der Käufer kann 
neben Lieferung Ersatz des Verzugsschadens nur verlangen, wenn dem Verkäufer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Der Käufer kann im Fall des Verzuges dem 
Verkäufer auch schriftlich eine angemessene Nachfrist setzen mit dem Hinweis, daß er die 
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Abnahme des Kaufgegenstandes nach Ablauf der Frist ablehne. Nach erfolglosem Ablauf 
der Nachfrist ist der Käufer berechtigt, durch schriftliche Erklärung vom Kaufvertrag 
zurückzutreten oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Dieser beschränkt 
sich bei leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 10 % des Kaufpreises. Ist der Käufer eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder 
ein Kaufmann, bei dem der Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes gehört, steht ihm 
ein Schadensersatzanspruch nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Verkäufers zu. 
Der Anspruch auf Lieferung ist in den Fällen dieses Absatzes ausgeschlossen. Wird dem 
Verkäufer während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er 
gleichwohl nach Maßgabe dieser Ziffer, es sei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger 
Lieferung eingetreten sein würde.  

3. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt 
der Verkäufer bereits mit Überschreitung des Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. 
Die Rechte des Käufer bestimmen sich nach vorstehender Ziffer 2. 

4. Liefer- und Leistungsverzögerungen aufgrund von höherer Gewalt und aufgrund von 
Ereignissen, die dem Verkäufer die Lieferung wesentlich erschweren oder unmöglich 
machen - hierzu gehören insbesondere Streik, Aussperrung, behördliche Anordnungen usw., 
auch wenn sie bei Lieferanten des Verkäufers oder deren Unterlieferanten eintreten, hat der 
Verkäufer auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und Terminen nicht zu vertreten. Sie 
berechtigen den Verkäufer, die Lieferung bzw. Leistung um die Dauer der Behinderung 
zuzüglich einer angemessenen Anlaufzeit hinauszuschieben oder wegen des noch nicht 
erfüllten Teils ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten. 

5. Der Verkäufer ist zu Teillieferungen und Teilleistungen jederzeit berechtigt. 
6. Die Einhaltung der Liefer- und Leistungsverpflichtungen des Verkäufers setzt die 

rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers voraus. 
7. Kommt der Käufer in Annahmeverzug, so ist der Verkäufer berechtigt, Ersatz des ihm 

enstandenen Schadens zu verlangen; mit Eintritt des Annahmeverzuges geht die Gefahr der 
zufälligen Verschlechterung und des zufälligen Untergangs auf den Käufer über.  

8. Konstruktions- oder Formveränderungen, Abweichungen im Farbton sowie Änderungen des 
Lieferumfangs seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit vorbehalten, sofern der 
Kaufgegenstand nicht erheblich geändert wird und die Änderungen für den Käufer zumutbar 
sind.  

9. Angaben in bei Vertragsabschluß gültigen, diesem ausdrücklich zugrunde gelegten 
Beschreibungen über Leistungsumfang, Aussehen, Leistungen, Maße, Gewichte usw. des 
Kaufgegenstandes sind Vertragsinhalt; sie sind als annähernd zu betrachten und keine 
zugesicherten Eigenschaften, sondern dienen als Maßstab zur Feststellung, ob der 
Kaufgegenstand gemäß Abschnitt VIII Ziffer 1 fehlerfrei ist, es sei denn, daß eine 
audrückliche Zusicherung schriftlich erteilt wurde.  

10.Die Versendung aller Kaufgegenstände erfolgt auf Rechnung des Käufers. 
 
VI. Gefahrübergang 
 
Die Gefahr geht auf den Käufer über, sobald die Sendung an die den Transport ausführende 
Person übergeben worden ist oder zwecks Versendung das Lager des Verkäufers verlassen hat. 
Dies gilt auch, wenn frachtfreie Lieferung vereinbart ist. Eine Transportversicherung wird vom 
Verkäufer nur auf ausdrückliche Anweisung und auf Kosten des Käufers geschlossen. Falls der 
Versand ohne Verschulden des Verkäufers unmöglich wird, geht die Gefahr mit der Meldung 
der Versandbereitschaft auf den Käufer über. 
 
VII. Abnahme 
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1. Der Käufer hat das Recht, innerhalb von 8 Kalendertagen nach Zugang der 
Bereitstellungsanzeige den Kaufgegenstand am vereinbarten Abnahmeort zu prüfen und die 
Pflicht, innerhalb dieser Frist den Kaufgegenstand abzunehmen.  

2. Weist der angebotene Kaufgegenstand erhebliche Mängel auf, die nach Rüge entsprechend 
Ziffer 1 nicht innerhalb einer angemessenen Frist vollständig beseitigt werden, kann der 
Käufer die Abnahme ablehnen. 

3. Bleibt der Käufer mit der Abnahme des Kaufgegenstandes länger als 14 Tage ab Zugang der 
Bereitstellungsanzeige vorsätzlich oder grob fahrlässig in Verzug, so ist der Verkäufer nach 
Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder 
Schadenersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Der Setzung einer Nachfrist bedarf es 
nicht, wenn der Käufer die Abnahme ernsthaft und endgültig verweigert oder offenkundig 
auch innerhalb dieser Zeit zur Zahlung des Kaufpreises außer Stande ist.  

4. Verlangt der Verkäufer Schadenersatz, so beträgt dieser 25 % des Kaufpreises. Der 
Schadensbetrag ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Käufer einen größeren oder 
geringeren Schaden nachweist. 

5. Macht der Verkäufer von den Rechten gem. Ziffer 3 und 4 keinen Gebrauch, kann er über 
den Kaufgegenstand frei verfügen und an dieser Stelle binnen angemessener Frist einen 
gleichartigen Kaufgegenstand zu den Vertragsbedingungen liefern. 

 
 
VIII. Eigentumsvorbehalt 
 
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des 

Kaufvertrages zustehenden Forderungen Eigentum des Verkäufers. Der Eigentumsvorbehalt 
bleibt auch bestehen für alle Forderungen, die der Verkäufer gegen den Käufer im 
Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand z.B. aufgrund von Reparaturen oder 
Ersatzlieferungen sowie sonstiger Leistungen nachträglich erwirbt. Ist der Käufer eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder 
ein Kaufmann, bei dem der Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes gehört, gilt der 
Eigentumsvorbehalt auch für die Forderungen, die der Verkäufer aus seinen laufenden 
Geschäftsbeziehungen gegenüber dem Käufer hat. 

2. Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts ist der Käufer zum Besitz und Gebrauch des 
Kaufgegenstandes berechtigt, solange er seinen Verpflichtungen aus dem Vertrag und aus 
dem Eigentumsvorbehalt gemäß den nachfolgenden Bestimmungen nachkommt und sich 
nicht im Zahlungsverzug befindet. Der Käufer hat während dieser Zeit die Pflicht, den 
Kaufgegenstand in ordnungsgemäßem Zustand zu halten, alle vom Hersteller vorgesehen 
Wartungsarbeiten und erforderlichen Instandsetzungen unverzüglich vom Verkäufer oder 
einer für die Betreuung des Kaufgegenstandes vom Hersteller anerkannten Werkstatt 
ausführen zu lassen. 

3. Erwirbt der Käufer den Kaufgegenstand zum Zwecke der Weiterveräußerung, ist er 
widerruflich berechtigt, das Vorbehaltsgut im Rahmen seines ordnungsgemäßen 
Geschäftsbetriebes im eigenen Namen weiterzuveräußern. Verpfändungen oder 
Sicherungsübereignungen sind unzulässig. Die aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen 
Rechtsgrund (Versicherung, unerlaubte Handlung) bezüglich der Vorbehaltsware 
entstehenden Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent) 
tritt der Käufer bereits jetzt sicherungshalber in vollem Umfang an den Verkäufer ab. Der 
Verkäufer ermächtigt ihn widerruflich, die an den Verkäufer abgetretenen Forderungen für 
dessen Rechnung im eigenen Namen einzuziehen. Diese Einziehungsermächtigung kann nur 
widerrufen werden, wenn der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß 
nachkommt.  
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4. Die Veräußerungsbefugnis erlischt mit Zahlungseinstellung, Beantragung der Eröffnung 
eines Vergleichs, Konkurs- oder Gesamtvollstreckungsverfahrens oder der 
Zwangsverwaltung. 

5. Kommt der Käufer in Zahlungsverzug oder erfüllt er seine Verpflichtungen aus dem 
Eigentumsvorbehalt nicht, kann der Verkäufer den Kaufgegenstand  vom Käufer 
herausverlangen und nach Androhung mit angemessener Frist den Kaufgegenstand unter 
Anrechnung auf den Kaufpreis durch freihändigen Verkauf bestmöglich verwerten. Diese 
Rücknahme gilt bei Teilzahlungsgeschäften  eines nicht als Kaufmann in das 
Handelsregister eingetragenen Käufers als Rücktritt. In diesem Falle gelten die 
Bestimmungen des Abzahlungsgesetzes. Sämtliche Kosten der Rücknahme und der 
Verwertung des Kaufgegenstandes trägt der Käufer. 

6. Bei Zugriffen Dritter auf den Kaufgegenstand, insbesondere Pfändungen oder Ausübung des 
Werkunternehmerpfandrechtes, wird der Käufer auf das Eigentum des Verkäufers  
hinweisen und diesen unverzüglich benachrichtigen, damit der Verkäufer  seine 
Eigentumsrechte durchsetzen kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem Verkäufer 
die in diesem Zusammenhang enstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu 
erstatten, haftet hierfür der Käufer. 

7. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, ist nur mit vorheriger Zustimmung des Verkäufers 
eine Veräußerung, Verpfändung, Sicherungsübereignung, Vermietung oder anderweitig, die 
Sicherung des Verkäufers beeinträchtigende Überlassung des Kaufgegenstandes sowie 
Veräußerung zulässig. Während des Eigentumsvorbehaltes steht das Recht zum Besitz des 
Fahrzeugbriefes dem Verkäufer zu.  

 
IX. Gewährleistung 
 
1. Der Verkäufer gewährleistet eine dem jeweiligen Stand der Technik des Typs des 

Kaufgegenstandes entsprechende Fehlerfreiheit während 6 Monaten seit Auslieferung. 
2. Werden Betriebs- oder Wartungsanweisungen des Verkäufers nicht befolgt, Änderungen an 

den Produkten vorgenommen, Teile ausgewechselt oder Verbrauchsmaterialien verwendet, 
die nicht in Originalspezifikation entsprechen, so entfällt jede Gewährleistung, wenn der 
Käufer eine entsprechende substantiierte Behauptung, daß erst einer dieser Umstände den 
Mangel herbeigeführt hat, nicht widerlegt. Die Gewährleistung wird ferner ausgeschlossen, 
wenn eine Überschreitung des nach den einschlägigen Bestimmungen der 
Straßenverkehrsordnung zulässigen Gesamtgewichts oder der Achsendrücke oder der dem 
Liefervertrag zugrundeliegenden Nutzlast oder Fahrgestelltragfähigkeit festgestellt wird. 

3. Der Käufer muß der Kundendienstleitung des Verkäufers Mängel unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb einer Woche nach Eingang des Liefergegenstandes schriftlich mitteilen. 
Mängel, die auch bei sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden 
können, sind dem Verkäufer unverzüglich nach Entdeckung schriftlich mitzuteilen. 

4. Im Falle einer Mitteilung des Käufers, daß die Produkte nicht der Gewährleistung 
entsprechen, verlangt der Verkäufer nach seiner Wahl und auf seine Kosten, daß: 

 a) das schadhafte Teil bzw. Gerät zur Reparatur und anschließender Rücksendung an den 
 Verkäufer geschickt wird; 

b) der Käufer das schadhafte Teil bzw. Gerät bereithält und ein Service-Techniker des 
Verkäufers zum Käufer geschickt wird, um die Reparatur vorzunehmen. 
Falls der Käufer verlangt, daß Gewährleistungsarbeiten an einem von ihm bestimmten Ort 
vorgenommen werden, kann der Verkäufer diesem Verlangen entsprechen, wobei unter die 
Gewährleistung fallende Teile nicht berechnet werden, während Arbeitszeit und Reisekosten 
zu den Standardsätzen des Verkäufers zu bezahlen sind. 

5. Schlägt die Nachbesserung nach angemessener Frist fehl, kann der Käufer nach seiner Wahl 
 Herabsetzung der Vergütung oder Rückgängigmachung des Vertrages verlangen. 
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6.  Eine Haftung für normale Abnutzung ist ausgeschlossen. Beschädigungen, die auf 
unsachgemäße Behandlung zurückzuführen sind, werden von der Gewährleistung ebenfalls 
ausgeschlossen. 

7.  Gewährleistungsansprüche gegen den Verkäufer stehen nur dem unmittelbaren Käufer zu 
und sind nicht abtretbar. 

8.  Die vorstehenden Absätze enthalten abschließend die Gewährleistung für die Produkte und 
schließen sonstige Gewährleistungsansprüche jeglicher Art aus. Dies gilt nicht für 
Schadenersatzansprüche aus Eigenschaftszusicherungen, die den Käufer gegen das Risiko 
von Mangelfolgeschäden absichern sollen.  

 
X. Konstruktionsänderungen 
 
Der Verkäufer behält sich das Recht vor, jederzeit Konstruktionsänderungen vorzunehmen; er 
ist jedoch nicht verpflichtet, derartige Änderungen auch an bereits ausgelieferten Produkten 
vorzunehmen. 
 
XI. Geheimhaltung 
 
Falls nicht schriftlich etwas anderes vereinbart ist, gelten die dem Verkäufer im Zusammenhang 
mit Bestellungen unterbreiteten Informationen nicht als vertraulich. 
 
 
XII. Haftung 
 
1. Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, aus Verschulden bei 

Vertragsschluß und aus unerlaubter Handlung sind sowohl gegen den Verkäufer als auch 
gegen den Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehilfen ausgeschlossen, soweit nicht vorsätzliches 
oder grob fahrlässiges Handeln vorliegt. Dies gilt auch für Schadensersatzansprüche wegen 
Nichterfüllung, allerdings nur insoweit, als der Ersatz von mittelbaren oder 
Mangelfolgeschäden verlangt wird, es sei denn, die Haftung beruht auf einer Zusicherung, 
die den Käufer gegen das Risiko von solchen Schäden absichern soll. Jede Haftung ist auf 
den bei Vertragsschluß vorhersehbaren Schaden begrenzt. In jedem Fall bleiben unberührt 
eine Haftung des Verkäufers nach dem Produkthaftungsgesetz und sonstige Ansprüche aus 
Produzentenhaftung. 

2. Der Käufer ist verpflichtet, Schäden und Verluste, für die der Verkäufer aufzukommen hat, 
diesem unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 
XIII. Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Teilnichtigkeit 
 
1. Für diese Geschäftsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer 

und Käufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
2. Soweit der Käufer Vollkaufmann i.S. des Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist der Sitz des 
Verkäufers ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten. 

3. Ziffer 2 gilt entsprechend, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, 
nach Vertragsabschluß seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland 
verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung oder Einleitung des gerichtlichen Mahnverfahrens nicht bekannt ist. 

4. Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedingungen oder eine Bestimmung im Rahmen 
sonstiger Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit 
aller sonstigen Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. 
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